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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation

Strassenverkehr

Im Februar 2012 reichte die Kommission für Verkehr und Fernmeldewesen des
Nationalrats (KVF-NR) ein Postulat ein, welches vom Bundesrat die Gegenüberstellung
zweier Varianten der Sanierung des Gotthard-Strassentunnels verlangt: Die Sanierung
ohne zweite Röhre und die Sanierung mit einer kapazitätsneutralen zweiten
Gotthardröhre. Der Bundesrat beantragte Anfang April die Annahme des Postulats und
kündete einen konkreten Entscheid zum weiteren Vorgehen bei der Sanierung des
Gotthardstrassentunnels für Mitte 2012 an. Das Postulat wurde im September des
Berichtsjahrs überwiesen. Ebenfalls im Februar des Berichtjahres erlangte eine Studie
der Economiesuisse viel Aufmerksamkeit, welche darlegte, wie eine zweite Röhre am
Gotthard von Privaten finanziert und betrieben werden könnte. Neben der privaten
Finanzierung stand vor allem die in der Studie errechnete notwendige Maut von CHF 14
- 21 pro Durchfahrt im Zentrum des Interesses. Während FDP und BDP sich der Idee
gegenüber offen zeigten, lehnten die anderen Parteien den Vorschlag ab. Die CVP
führte an, das Stimmvolk habe sich schon mehrfach gegen eine zweite Röhre geäussert.
Die GLP ortete in der privaten Maut am Gotthard Rosinenpickerei. Die SVP lehnte die
private Finanzierung mit der Begründung ab, die Autofahrer dürften nicht erneut zur
Kasse gebeten werden. Am 27. Juni teilte der Bundesrat entgegen seiner bisher
ablehnenden Haltung mit, dass die Sanierungsvariante mit einer zweiten Röhre (aber
ohne Kapazitätserweiterung) bezüglich Aufwand, Kosten und Sicherheit die langfristig
sinnvollste Lösung sei. Der Bundesrat will den Alpenschutzartikel mit einer gesetzlich
verankerten Beschränkung auf eine Fahrspur pro Richtung wahren. Für diese Variante
spricht laut Bundesrat die Nachhaltigkeit der Investitionen: Während teure flankierende
Massnahmen bei der Sanierung ohne zweite Röhre nach der Sanierung keinen Mehrwert
hinterlassen, bietet die teurere Variante mit einer zweiten Röhre nach der Sanierung
einen bleibenden grossen Vorteil in der Sicherheit und im Unterhalt. Die neue
Tunnelröhre kann bestenfalls 2017 in Betrieb genommen werden, die alte Röhre wird im
Anschluss während rund zweieinhalb Jahren saniert. Danach sollen beide Röhren je
einspurig in je eine Richtung geöffnet werden. Der Entscheid des Bundesrates
provozierte ein breites mediales Echo. So schrieb etwa die NZZ in einem Kommentar,
der Bundesrat riskiere am Gotthard einen Dammbruch und erteile einer effizienten
Verkehrspolitik eine Absage. Das bürgerliche Lager mit CVP, SVP und FDP begrüsste die
Sanierungsvariante mit zweiter Röhre und die Wirtschaftsverbände zeigten sich erfreut.
SP und Grüne sowie der VCS und die Alpen-Initiative lehnten die zweite Röhre ab und
kritisierten den Entscheid als falsch, blauäugig und den Volkswillen verachtend.
Während das Tessin mit Genugtuung auf den Entscheid reagierte, dominierte in Uri
Enttäuschung. Städte und Agglomerationen äusserten Bedenken, dass durch den Bau
einer zweiten Röhre die finanziellen Mittel für andere wichtige
Strasseninfrastrukturprojekte fehlen werden. Das UVEK eröffnete im Dezember 2012
eine Vernehmlassung, welche bis April 2013 dauert. 1

POSTULAT
DATUM: 01.12.2012
NIKLAUS BIERI

Eisenbahn

Im November 2017 legte der Bundesrat seinen Bericht zur Evaluation der
Weiterentwicklungsmöglichkeiten der SBB Cargo vor, mit dem er seinen
Verpflichtungen aus dem im Rahmen der Debatte zur Totalrevision des
Gütertransportgesetzes angenommenen Postulat KVF-SR (15.3496) nachkam. Der
Bundesrat stellte darin verschiedene Zukunftsszenarien für die SBB Cargo vor und
zeigte auf, dass eine vollständige Privatisierung zur Zeit nicht angezeigt sei. Der
Verwaltungsrat der SBB Cargo AG solle aber innerhalb des SBB-Konzerns gestärkt
werden. Damit der Verwaltungsrat der SBB Cargo eine höhere Unabhängigkeit erhalte,
sei er durch fachkundige Dritte ausserhalb der SBB zu ergänzen. Das Präsidium des
Verwaltungsrats sei ebenfalls durch eine Drittperson zu besetzen. Darüber hinaus soll
der Verwaltungsrat über die üblichen strategischen und geschäftsentscheidenden
Kompetenzen verfügen – das Organisationsreglement der SBB sei in diesem Sinne
anzupassen. 2

POSTULAT
DATUM: 01.11.2017
NIKLAUS BIERI

01.01.90 - 01.01.20 1ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Schiffahrt

Le Conseil national a transmis comme postulat la motion Nebiker (udc, BL) chargeant le
gouvernement de créer les bases légales pour que les réductions tarifaires dont
bénéficie le trafic ferroviaire avec les ports des deux Bâle soient reconduites de
manière illimitée après leur échéance en 1992, et ceci afin d'améliorer la compétitivité
de la navigation fluviale. 3

POSTULAT
DATUM: 21.06.1991
SERGE TERRIBILINI

Le Conseil des Etats a transmis au Conseil fédéral un postulat Fetz (ps, BS) le chargeant
de présenter un rapport sur la politique de la Suisse dans le secteur de la navigation,
sur le modèle du rapport de 2004 sur la politique aéronautique. Afin de promouvoir la
navigation comme mode de transport de marchandises, le gouvernement devra
notamment s’attacher à étudier et proposer des mesures destinées à exploiter toutes
les capacités de transports disponibles dans le secteur de la navigation rhénane en
accord avec les objectifs de développement durable. 4

POSTULAT
DATUM: 21.03.2007
NICOLAS FREYMOND

Ein im Juni 2014 im Nationalrat eingereichtes Postulat Merlini (fdp, TI) beauftragt den
Bundesrat mit dem Verfassen eines Berichts über die gesetzlichen Bestimmungen für
die Schifffahrt auf den Tessiner Seen. Begründet wurde das Postulat mit der grossen
Abnahme der Passagierzahlen bei der Linienschifffahrt auf dem Langensee, welche die
dringende Notwendigkeit zur Verbesserung der Linienschifffahrt aufzeige. Der
Bundesrat bot an, auf die im Postulat gestellten Fragen einzugehen und beantragte die
Annahme des Postulates. Der Nationalrat nahm dieses im September 2014 ohne
Debatte an. 5

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
NIKLAUS BIERI

Nachdem der Bundesrat mit einem Bericht zur Schifffahrt auf den Tessiner Seen im
Juli 2016 dem Postulat Merlini (fdp, TI) entsprochen hatte, wurde das Postulat im Juni
2017 im Rahmen der Beratungen zum Bericht «Motionen und Postulate der
gesetzgebenden Räte im Jahre 2016» als erfüllt abgeschrieben. 6

POSTULAT
DATUM: 12.06.2017
NIKLAUS BIERI

Mit einem im September 2018 eingereichten Postulat regte Ständerat Janiak (sp, BL) an,
dass der Bundesrat in einem Bericht aufzeige, wie sich die Entwicklung des
Rheinregimes der Zentralkommission für die Rheinschifffahrt (ZKR) heute – 10 Jahre
nach dem Vorlegen des Berichtes zur Schifffahrtspolitik des Bundes – darstelle. Der
Bundesrat solle im Bericht darlegen, wie die Interessen der Schweiz im Zuge einer
verstärkten Regulierung der internationalen Rheinschifffahrt durch die EU gewahrt
werden könnten. 
Der Bundesrat beantragte im November 2018 die Ablehnung des Postulats, da er weder
auf wirtschaftlicher noch auf politischer Ebene eine Änderung im Rheinregime erkenne.
Zudem sei die Schweiz als Mitglied der ZKR auch Vollmitglied des Europäischen
Ausschusses zur Ausarbeitung von Standards im Bereich der Binnenschifffahrt (Cesni).
Da die Standards der Cesni mit einstimmigem Beschluss der anwesenden Mitglieder
angenommen würden, verfüge die Schweiz über ein Vetorecht. Die Interessenwahrung
sei damit vollumfänglich gewährleistet. 
Im März 2019 wurde das Postulat im Ständerat traktandiert. Ständerat Janiak zeigte sich
sehr unzufrieden mit der Stellungnahme des Bundesrates und wies auf offene Punkte
hin, beispielsweise auf den Umstand, dass die Schweiz trotz Mitgliedschaft bei der ZKR
und des Cesni bei der Umsetzung von die Schifffahrt betreffenden EU-Verordnungen
als Drittstaat behandelt werde. Janiak kritisierte ausdrücklich auch die
Departementsverteilung: Da das Schweizerische Seeschifffahrtsamt (SSA) dem EDA
angehöre, die Schifffahrt als Verkehrsträger aber beim UVEK beheimatet sei, ergebe
sich für die Mitgliedschaft bei der ZKR eine doppelte Departementszuständigkeit. Er
werde den Eindruck nicht los, dass die Departemente einander die «heisse Kartoffel»
hin- und herreichten, erklärte Claude Janiak und bat um Annahme seines Postulates.
Die kleine Kammer stimmte mit 32 zu 4 Stimmen (keine Enthaltungen) zu. 7

POSTULAT
DATUM: 13.03.2019
NIKLAUS BIERI

1) AB NR, 2012, S. 1607; Presse vom 23.2.; Presse vom 28.6.12.
2) Bericht BR
3) BO CN, 1991, p. 1338 s.; BaZ, 2.2.91.; NZZ, 21.6.91.
4) BO CE, 2007, p. 262 s.
5) AB NR, 2014, S. 1833.
6) AB NR, 2017, S. 1022 ff.
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7) AB SR, 2019, S. 153 f.
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